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Vorblatt 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Verfahren bei der Abfindung der Wehrpflichtigen sollte 
eine möglichst rasche Auszahlung der Beträge gewährleisten. 

Die Abfindungsbeträge sind im Interesse einer Besserstellung 
der Wehrpflichtigen und damit der Milderung der Wehr- 
ungerechtigkeit, sowie wegen der gestiegenen Lebenshaltungs- 
kosten erhöhungsbedürftig. 


B. Lösung 

Erhöhung der Unterhaltssätze, Änderung des Auszahlungsver- 
fahrens. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Jährlich 2,3 Millionen DM. 
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Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. November 1970 

1/4 (II/3) — 37235 — Un 1/3/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Unterhaltssidierungsgesetzes 

mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 358. Sitzung am 13. November 1970 
beschlossen, gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben. 

Brandt 
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Drochsadie Vl/1439 Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des UnterhaUssidierungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Art ike 1 1 

Das Unterhaltssicherungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. Mai 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 661), zuletzt geändert durch das Zweite 
Gesetz zur Änderung des Unterhaltssicherungsge- 
setzes vom 14, April 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 289), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 8 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „einen 
Monat" durch die Worte „drei Monate" ersetzt. 

2. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt ergänzt: 

„ist der Wehrpflichtige wegen Vorliegens 
der Voraussetzungen des § 46 des Einkom- 
mensteuergesetzes zu veranlagen, bestimmt 
sich das Nettoeinkommen nach Nr. 2j" 


b) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Worte „zu 
entrichtenden" durch das Wort „entrichte- 
ten" ersetzt. 

3. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Bundesmini- 
ster des Innern und dem Bundesminister für 
Verteidigung" durch die Worte „Bundes- 
minister der Verteidigung" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Bundes- 
ministers des Innern und des Bundesministers 
für Verteidigung" durch die Worte „Bundes- 
ministers der Verteidigung" ersetzt, 

4. Die Anlagen I und II werden durch die diesem 
Gesetz beigefügten Anlagen ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Anlage I 

(zu § 5) 


Nettoeinkommen 
des Wehrpfliditigen 
— Einkommenstufen — 
monatlidi 

Tabellensatz in DM 


in DM 


I 1 

II 1 

III 1 

IV 

bis 


500 

353 

385 

417 

441 

über 

500 bis 

520 

362 

398 

431 

453 

über 

520 bis 

540 

371 

411 

445 

465 

über 

540 bis 

560 

380 

424 

459 

477 

über 

560 bis 

580 

388 

436 

473 

490 

über 

580 bis 

600 

395 

448 

487 

507 

über 

600 bis 

650 

413 

469 

513 

538 

über 

650 bis 

700 

439 

500 

550 

570 

über 

700 bis 

750 

464 

529 

587 

609 

über 

750 bis 

800 

488 

558 

624 

647 

über 

800 bis 

850 

512 

586 

660 

685 

über 

850 bis 

900 

534 

613 

691 

722 

über 

900 bis 

950 

555 

638 

722 

759 

übei: 

950 bis 

1 000 

575 

663 

751 

795 

über 

1 000 bis 

1 050 

595 

687 

779 

830 

über 

1 050 bis 

1 100 

613 

710 

806 

860 

über 

1 100 bis 

1 150 

630 

731 

833 

889 

über 

1 150 bis 

1 200 

646 

752 

858 

917 

über 

1 200 bis 

1 250 

662 

772 

882 

943 

über 

1 250 bis 

1 300 

676 

791 

905 

969 

über 

1 300 


702 

821 

927 

994 
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Anlage n 

(zu § 13) 




Monatsbetrag in DM 
(Tagessatz) 


Dienstgrad 

• 


verheiratet •) 

mit 


ledig 

ver- 
heiratet *) 

1 Kind 

2 Kindern 

3 und 
mehr 
Kindern 

Grenadier, Flieger, Matrose, Gefreiter 

255 

405 

495 

555 

600 

- 

(8,50) 

(13,50) 

(16,50) 

(18,50) 

(20) 

Obergefreiter 

285 

(9,50) 

420 

(14) 

510 

(17) 

570 

(19) 

615 

(20,50) 

Hauptgefreiter 

300 

(10) 

450 

(15) 

525 

(17,50) 

600 

(20) 

645 

(21,50) 

Unteroffizier, Maat, Fahnenjunker, Seekadett 

315 

465 

540 

615 

660 


(10,50) 

(15,50) 

(18) 

(20,50) 

(22) 

Stabsunteroffizier, Obermaat 

330 

465 

555 

615 

675 


(11) 

(15,50) 

(18,50) 

(20,50) 

(22,50) 

Feldwebel, Bootsmann, Fähnrich 

345 

(11,50) 

480 

(16) 

570 

(19) 

630 

(21) 

690 

(23) 

Oberfeldwebel, Oberbootsmann 

390 

540 

630 

690 

750 

(13) 

(18) 

(21) 

(23) 

(25) 

Hauptfeldwebel, Hauptbootsmann, Oberfähnrich . . 

420 

570 

660 

720 

780 


(14) 

(19) 

(22) 

(24) 

(26) 

Leutnant, Stabsfeldwebel, Stabsbootsmann 

480 

630 

720 

780 

840 

Oberleutnant, Oberstabsfeldwebel, 

(16) 

(21) 

(24) 

(26) 

(28) 

Oberstabsboötsmann 

510^ 

660 

750 

810 

870 

-- 

(17) 

(22) 

(25) 

(27) 

(29) 

Hauptmann, Kapitänleutnant 

600 

(20) 

750 

(25) 

840 

(28) 

900 

(30) 

960 

(32) 

Major, Korvettenkapitän, Stabsarzt 

750 

930 

1020 

1080 

1 140 


(25) 

(31) 

(34) 

(36) 

(38) 

Oberstleutnant, Fregattenkapitän, Oberstabsarzt . . 

870 

1 080 

1 170 

1 230 

1 290 

(29) 

(36) 

(39) 

(41) 

(43) 

Oberfeldarzt, Flotillenarzt 

960 

(32) 

1 170 
(39) 

1260 

(42) 

1 320 
(44) 

1 380 
(46) 

Oberst, Kapitän zur See, Oberstarzt, Flottenarzt . . . 

1230 

1530 

1 620 

1 680 

1770 

(41) 

(51) 

(54) 

(56) 

(59) 

Generale, Admirale 

2 040 
(68) 

2 580 
(86) 

2 670 
(89) 

2 730 
(91) 

2 820 
(94) 


‘) Hierzu rechnen auch verwitwete und geschiedene Soldaten sowie Soldaten, deren Ehe aufgehoben oder für 
nichtig erklärt worden ist. 
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Begründung 


L 

Der Gesetzentwurf verwirklicht die im Weißbudi 
1970 zur Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
und zur Lage der Bundeswehr (Seite 65 Ziffer 92) 
angekündigte Anhebimg der Mindestbeträge für die 
allgemeinen Leistungen und für die Verdienstaus- 
fallentschädigung (Nummer 4 des Entwurfs). Bei 
dieser Gelegenheit werden zum Zwecke einer 
schnelleren und gerechten Abfindung der Wehr- 
pflichtigen einige weitere Vorschriften abgeändert 
(Nummern 1 und! 2 des Entwurfs). Eine weitere Än- 
derung ist Folge der Neuregelung der Zuständigkeit 
für die Unterhaltssicherung (Nummer 3 des Ent- 
wurfs). 

Artikel 1 
Nummer 1 

Die Antragsfrist von einem Monat hat sich als un- 
zureichend erwiesen. Dies gilt insbesondere für 
Selbständige und Gewerbetreibende, die unmittel- 
bar nach Rückkehr aus dem Wehrdienst beruflich 
besonders stark in Anspruch genommen werden. 

Nummer 2 
Zu a) 

/ 

Die Unterhaltssicherungsleistungen für Wehrpflich- 
tige, die Einkommen aus nichtselbständiger Arbeit 
haben und auf Grund des § 46 Einkommensteuer- 
gesetz (EStG) veranlagt werden (z. B. Mitarbeit der 
Ehefrau, Absetzungen nach § 7 b EStG), bemessen 
sich nach dem letzten Einkommensteuerbescheid. 
Maßgebend ist danach regelmäßig ein weiter — zum 
Teil ein bereits mehrere Jahre — zurückliegendes 
Einkommen. 

Die Bemessungsgrundlage der nicht zu veranlagen- 
den Wehrpflichtigen wird dagegen nach dem im 
letzten Jahr vor der Einberufimg erzielten Arbeits- 
lohn festgesetzt. Gegenüber diesen Wehrpflichtigen 
sind die nach § 46 EStG zu veranlagenden bei den 
allgemein steigenden Einkünften benachteiligt. 

Durch die Gesetzesänderung werden beide Per- 
sonengruppen einheitlich behandelt. Dies ist ge- 
rechtfertigt, da beide Gruppen ihren Lebensunterhalt 
mittels Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit 
bestreiten. 

Zu b) 

Die im Bemessungszeitraum „zu entrichtende Steuer" 
ist die unter Berücksichtigung der Werbungskosten, 
Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belastung 
letztlich geschuldete. Die Höhe dieser Steuer läßt 
sich jedoch erst am Ende des Steuerjahres und nach 
Durchführung eines Lohnsteuer- Jahresausgleichs 


feststellen. Sie kann daher bei der Bewilligung der 
Unterhaltssicherungsleistungen zu Beginn des Wehr- 
dienstes noch nicht berücksichtigt werden. Die Folge 
ist, daß die Bewilligüngsbescheide nach Eingang des 
Steuerausgleichs neu festgesetzt werden müssen. 
Hierdurch wird die endgültige Festsetzimg der Lei- 
stungen — möglicherweise um Jahre — verzögert. 
Dadurch, daß nunmehr auf die im Bemessungszeit- 
raum tatsächlich entrichtete Steuer abgestellt wird, 
werden diese Verzögerungen vermieden und eine 
beachtliche Verwaltungsvereinfachung erreicht. 

Nummer 3 

Im Zuge der Neugliedenmg der Aufgabenbereiche 
der Bundesressorts ist die gemeinsame Federführung 
der Bundesminister des Innern und der Verteidigung 
für das Unterhaltssicherungsgesetz aufgehoben wor- 
den; mit Wirkung vom 1. Januar 1970 ist der Bun- 
desminister der Verteidigung allein zuständig. Die- 
ser neuen Lage trägt der Gesetzentwurf durch Än- 
derung des § 23 Unterhaltssicherungsgesetz Rech- 
nung. 

Nummer 4 
Zu Anlage I 

Auf Grund der gestiegenen Lebenshaltungskosten 
erweisen sich die Mindestbeträge der Leistungen für 
die verheirateten Grundwehrdienstleistenden zu- 
nehmend als nicht ausreichend. Eine Anpassung ist 
daher geboten. Als Mindestsätze sollen nunmehr ciie 
Tabellensätze gewährt werden, die bei einem mo- 
natlichen Nettoeinkommen von 500 DM — bisher 
400 DM — zustehen. 

Zu Anlage II 

Die Mindestbeträge der Verdienstausfallentschädi- 
gimg, die auf Grund des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes an die 
Stelle des früheren Übungsgeldes getreten sind, 
lehnen sich hinsichtlich der Höhe an die Bezüge 
vergleichbarer Soldaten auf Zeit an. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, daß der Wehrpflichtige Wehrsold 
und freie Verpflegung erhält. Auf Grund der Ver- 
besserung der Bezüge nach dem Bundesbesoldungs- 
gesetz sowie des Wehrsoldes ist die Tabelle für die 
Mindestbeträge umgestaltet. 

11 . 

Die in der Haushaltsgruppe 6 bei Kapitel 1423 an- 
fallenden Mehrkosten betragen 2,3 Mill. DM. Sie 
werden im Rahmen der mittelfristigen Finanz- 
planung innerhalb des Epl. 14 auf gefangen und 
künftig nicht steigen. Wegen der verhältnismäßig 
geringen Höhe werden sie keine pr^iktische Aus- 
wirkung auf das Verbraucherpreisniveau haben. 
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